
Bericht aus der Sitzung des Gemeinderates vom 07.11.2024 
_________________________________________________________________________ 
 
 
TOP 2: Bekanntgabe der Beschlüsse aus nichtöffentlicher Sitzung 
 
Die Verwaltung hatte die Fraktionen Anfang September darüber informiert, dass nach dem  
Freiwerden der ursprünglichen Stelle „stellvertretende Leitung Finanzverwaltung“  
die Verwaltung beabsichtigt, die Stelle mit einer stärkeren Priorisierung des  
Themas „Digitalisierung“ neu auszuschreiben. 
 
Entsprechend der Stellausschreibung wurde die Stelle ausgeschrieben. Auf die  
Stellenausschreibung haben sich bis zum Bewerbungsschluss 6 Bewerber/innen beworben. 
2 von Ihnen wurde die Möglichkeit gegeben, sich dem Gemeinderat vorzustellen.  
 
Der Gemeinderat hat in einer geheimen Wahl einen Bewerber einstimmig gewählt. Die 
Verwaltung freut sich über eine baldige gute Zusammenarbeit.  
 
 
_________________________________________________________________________ 
 
 
 
TOP 4: Jahresabschluss 2023 der Gemeinde Tuningen 
 
Der Jahresabschluss des Kernhaushalts der Gemeinde Tuningen zum 31.12.2023 wurde  
erstellt.  
 
Grundlage der Haushaltsführung im Haushaltsjahr 2023 war der am 15.12.2022 vom  
Gemeinderat beschlossene Haushaltsplan. 
 
Die Ermächtigungsübertragungen wurden bereits in der Gemeinderatssitzung am 
16.05.2024 beschlossen 
 
 
Beschluss: 
 
1. Der Jahresabschluss 2023 der Gemeinde Tuningen für das Haushaltsjahr 2023 wird mit 

den ausgewiesenen Beträgen unter „Feststellungsbeschluss“ gemäß § 95b Abs. 1 GemO 

festgestellt. 

2. Die Verwendung des Jahresergebnisses wird, wie angegeben „Behandlung von 

Überschüssen und Fehlbeträgen“ dargestellt, festgestellt. 

3. Die noch nicht genehmigten über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und 

Auszahlungen, sowie die nach § 84 Abs. 2 GemO überplanmäßigen 

Investitionsauszahlungen werden genehmigt. 

 
 
 
Feststellungsbeschluss 
 
Auf Grund von § 95b der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg stellt der Gemeinderat  
am 07.11.2024 den Jahresabschluss für das Jahr 2023 mit folgenden Werten fest: 
 



 
 
 



 
 

 
 
 
 



 
 
_________________________________________________________________________ 
 
 
TOP 5: Jahresabschluss 2023 des Eigenbetriebs Versorgungsbetrieb Tuningen 
 
Der Jahresabschluss des Eigenbetriebs Versorgungsbetrieb Tuningen zum 31.12.2023 
wurde erstellt.  
 
Grundlage der Wirtschaftsführung des Versorgungsbetriebs Tuningen im Wirtschaftsjahr 
2023 war der am 15.12.2022 vom Gemeinderat beschlossene Wirtschaftsplan. 
 

 
 
 
 
Beschluss: 
 

Der Jahresabschluss des Eigenbetriebs Versorgungsbetrieb Tuningen für das 

Wirtschaftsjahr 2023 wird wie folgt festgestellt: 

 



 
 

Behandlung des Jahresüberschusses 

 

a) zur Tilgung des Verlustvortrags 0,00 € 

b) aus dem Haushalt der Gemeinde auszugleichen  0,00 € 

c) auf neue Rechnung vorzutragen  150.351,22 € 

 

 

 

Entlastung 

 

Der Verwaltung wird Entlastung erteilt. 

 
 
 
Abstimmungsergebnis:      Einstimmig beschlossen 



 
_________________________________________________________________________ 
 
 
TOP 6: Jahresabschluss 2023 des Eigenbetriebs Telekommunikationsbetrieb 
 
Der Jahresabschluss des Eigenbetriebs Telekommunikationsbetrieb Tuningen zum  
31.12.2023 wurde erstellt.  
 
Grundlage der Wirtschaftsführung des Telekommunikationsbetriebs Tuningen im  
Wirtschaftsjahr 2023 war der am 15.12.2022 vom Gemeinderat beschlossene  
Wirtschaftsplan. 
 

 
 
 
Beschluss: 
 

Der Jahresabschluss des Eigenbetriebs Telekommunikationsbetrieb Tuningen für das 

Wirtschaftsjahr 2023 wird wie folgt festgestellt: 

 



 
 

Behandlung des Jahresfehlbetrags 

 

a) zur Tilgung des Verlustvortrags 0,00 € 

b) aus dem Haushalt der Gemeinde auszugleichen  0,00 € 

c) auf neue Rechnung vorzutragen  25.487,25 € 

 

Entlastung 

 

Der Verwaltung wird Entlastung erteilt. 

 

 
 
 
Abstimmungsergebnis:      Einstimmig beschlossen 
 
_________________________________________________________________________ 



 
 
TOP 7: Grundsteuerreform 2025 
 
 
Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hatte mit Beschluss vom 10.04.2018 die  
Bewertungsvorschriften für die Grundsteuer für verfassungswidrig erklärt. Mit dem Beschluss 
wurde gleichzeitig bestimmt, dass der Gesetzgeber bis zum 31. Dezember 2019 eine 
gesetzliche Neuregelung zu treffen hat.  
 
 
Sowohl im Bundesrecht als auch im Landesgrundsteuergesetz wird die Grundsteuer wie im  
bisherigen Recht in einem dreistufigen Verfahren ermittelt: 
 

1. Bewertungsverfahren: Finanzämter stellen den Grundsteuerwert  fest. Das Verfahren 
endet mit dem Erlass eines  Grundsteuerwertbescheids. 

2. Festsetzung des Messbetrags von den Finanzämtern auf der Grundlage des 
Grundsteuerwerts. Das Verfahren endet mit dem  Erlass eines Messbescheids. 

3. Festsetzung der Grundsteuer durch die Gemeinde, indem sie den Messbetrag mit 
dem vom Gemeinderat beschlossenen Hebesatz multipliziert. Durch den  

 Grundsteuerbescheid wird die Grundsteuer dann gegenüber dem Steuerpflichtigen  
            festgesetzt 
 
Bei der Land- und Forstwirtschaft (Grundsteuer A) hat der Landesgesetzgeber das  
Bundesmodell übernommen. Die Bewertung erfolgt hier auf Basis eines typisierenden  
durchschnittlichen Ertragswertverfahrens.. 
 
Aufgrund der neuen, ab 2025 geltenden Bemessungsgrundlagen sind auch die Hebesätze  
2025 neu zu beschließen.  
 
Aufkommensneutralität 
Die Gemeinden sind dazu angehalten, dass es durch die Grundsteuerreform nicht zu einer  
Erhöhung des Grundsteueraufkommens gegenüber dem Jahr 2024 kommt. Es ist somit  
vorgesehen, den Hebesatz und das zu erwartende Grundsteueraufkommen so zu 
kalkulieren, dass die sogenannte „Aufkommensneutralität“ gegeben ist. 
 
Stichwort: Belastungsverschiebungen 
Auch bei einer aufkommensneutralen Gestaltung, in Bezug auf die  
Grundsteuereinnahmen insgesamt, wird es zwangsläufig Verschiebungen im  
Hinblick auf die zu zahlende Grundsteuer je Steuerpflichtigem geben. 
 
Transparenzregister 
Am 9. September 2024 hat das Finanzministerium für die Grundsteuer B das sogenannte  
Transparenzregister eingeführt. Darüber können Steuerpflichtige für eine bestimmte  
Gemeinde eine Bandbreite an möglichen Hebesätzen abfragen, die aus Sicht des  
Finanzministeriums aufkommensneutral ist. 
 
Grundsteuer C 
Gemäß § 50a Landesgrundsteuergesetz kann für unbebaute, aber baureife Grundstücke ein  
erhöhter Hebesatz festgelegt werden (Grundsteuer C).  
 
Widersprüche 
Der Grundsteuermessbescheid vom Finanzamt hat für die Gemeinde eine absolute  
Bindungswirkung. Die Höhe des Grundsteuerwertes und des Grundsteuermessbetrags 
können nicht durch Widerspruch bei der Gemeinde beanstandet werden. Es bedarf hier 
eines Einspruchs beim zuständigen Finanzamt. Ein Widerspruch  



gegen den Grundsteuerbescheid der Gemeinde hat keine aufschiebende Wirkung. Die  
Zahlungspflicht bleibt unverändert bestehen 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat nimmt den Sachstandbericht zur Kenntnis. 
 
Abstimmungsergebnis:      Einstimmig beschlossen 
 
_________________________________________________________________________ 
 
 
TOP 8: Satzung über die Erhebung der Grundsteuer und Gewerbesteuer 
-Festlegung der neuen Hebesätze 
-Satzungsbeschluss 
 
Die Gemeinde Tuningen erhielt kurzfristig die Information, dass in der Woche vom 28.10.- 
31.10.2024 nochmals mit größeren Datenlieferungen seitens der Finanzämter bezüglich der  
Grundsteuer zu rechnen ist. Je mehr Daten vorhanden sind, desto einfacher und genauer ist  
die Berechnung der zukünftigen Hebesätze. 
 
Der Tagesordnungspunkt wurde daher abgesetzt.  
 
Abstimmungsergebnis:       Abgesetzt 
_________________________________________________________________________ 
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